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Deutscher Bundestag 
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Gesetzentwurf 
des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechts der beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeiten 

A. Zielsetzung 

Beschränkte persönliche Dienstbarkeiten sind nach § 1092 Abs. 1 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) grundsätzlich nicht 
übertragbar. Stehen solche Rechte juristischen Personen zu, so 
können sie im Rahmen einer Gesamtrechtsnachfolge auf einen 
anderen Rechtsträger übergehen oder mitübertragen werden, 
wenn ein Unternehmen oder Unternehmensteil übertragen wird 
und die Dienstbarkeit dem Unternehmen oder Unternehmensteil 
zu dienen geeignet ist (§ 1092 Abs. 2 in Verbindung mit § 1059 a 
Nr. 2 BGB); daß diese Voraussetzungen gegeben sind, muß die 
oberste Landesbehörde oder die von ihr ermächtigte Behörde in 
einer förmlichen Erklärung feststellen, weil das Vorliegen vom 
Grundbuchamt mit den Mitteln des Grundbuchverfahrens nicht 
geklärt werden kann. 

Ein Bedürfnis, beschränkte persönliche Dienstbarkeiten auf einen 
anderen Rechtsträger zu übertragen, besteht vor allem für Lei-
tungsrechte. Insbesondere wenn in der Energiewi rtschaft Versor-
gungsgebiete neu abgegrenzt werden, müssen Leitungsrechte 
übertragen werden, die oft eine Vielzahl. von Grundstücken be-
treffen. Die Verfahren zur Entscheidung über die Feststellungser-
klärung verursachen bei den zuständigen Behörden und den 
übertragenden Unternehmen einen hohen Aufwand. Soweit Lei-
tungsrechte und ähnliche Rechte betroffen sind, die in gleicher 
Weise eine größere Zahl von Grundstücken betreffen können, hat 
sich herausgestellt, daß diese Verfahren in der Sache entbehrlich 
sind, weil die Voraussetzungen für die Übertragbarkeit aus-
nahmslos gegeben sind und deshalb die Anträge auf Feststel-
lungserklärung im Ergebnis immer positiv beschieden werden. 
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B. Lösung 

Leitungsrechte und beschränkte persönliche Dienstbarkeiten für 
Straßenbahn- und Eisenbahnanlagen, die juristischen Personen 
zustehen, sollen ohne weitere Voraussetzung übertragen werden 
können. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine. 

Bei den zuständigen Behörden fallen die - nicht kostendecken-
den - Gebühreneinnahmen für die Feststellungserklärung weg. 
Dem steht eine Arbeits- und Kostenentlastung bei den Behörden 
gegenüber, die nicht näher quantifiziert werden kann, aber den 
Einnahmeausfall bei weitem überwiegt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (121) - 400 05 - Di 1/96 
Bonn, den 30. Januar 1996 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 692. Sitzung am 15. Dezember 1995 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Rechts der beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten 
mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechts der beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeiten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

In § 1092 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
400-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zu-
letzt durch ... geändert worden ist, wird nach 
Absatz 2 folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Steht einer juristischen Person eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit zu, die dazu be-
rechtigt, ein Grundstück für Anlagen zur Fortleitung 

von Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser oder Ab-
wasser, für Telekommunikationsanlagen oder für 
Straßenbahn- oder Eisenbahnanlagen zu benutzen, 
so ist die Dienstbarkeit übertragbar. Steht ein An-
spruch auf Einräumung einer solchen beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeit einer juristischen Person 
zu, so ist der Anspruch übertragbar. Die Vorschriften 
der §§. 1059b bis 1059d gelten entsprechend." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am vierzehnten Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

1. Nach geltendem Recht sind bestimmte einzelne 
Rechte an Sachen grundsätzlich nicht übertrag-
bar. Das gilt zunächst für den Nießbrauch (§ 1059 
Satz 1 BGB) und die beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit (§ 1092 Abs. 1 Satz 1 BGB). Das 
dingliche Vorkaufsrecht ist nicht übertragbar, 
wenn nicht etwas anderes vereinbart ist (§ 1098 
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 514 Satz 1 
BGB). 

Abweichend von dieser Grundregelung sind 
nach § 1059a BGB solche Rechte, wenn sie einer 
juristischen Person zustehen, in zwei Fällen über-
tragbar: 

- Beim Übergang des Vermögens der juristi-
schen Person im Wege der Gesamtrechtsnach-
folge gehen im Zweifel auch die sonst nicht 
übertragbaren Rechte über (§ 1059a Nr. 1). 

- Überträgt eine juristische Person ein Unter-
nehmen oder einen Unternehmensteil, so kön-
nen auch die sonst nicht übertragbaren Rechte 
übertragen werden, soweit sie den Zwecken 
des Unternehmens oder Unternehmensteils zu 
dienen geeignet sind (§ 1059a Nr. 2). 

Da die Voraussetzung, daß ein Recht geeignet ist, 
einem übertragenen Unternehmen zu dienen, 
nicht mit den Mitteln des Grundbuchverfahrens 
belegt werden kann, ist insoweit eine besondere 
Feststellung durch die oberste Landesbehörde oder 
die von ihr ermächtigte Behörde vorgesehen. Die 
Zuständigkeit für diese Feststellung ist zumeist 
den Präsidentinnen oder Präsidenten der Landge-
richte übertragen worden (z. B. in Niedersachsen: 
AV vom 26. März 1990, Nds. Rpfl. S. 104, 130). 

2. Das Verfahren zur Abgabe der Feststellungser-
klärung nach § 1059a Nr. 2 BGB belastet im be-
trächtlichen Maße die juristischen Personen, die 
die Rechte übertragen wollen, und die zustän-
digen Behörden - in den meisten Fällen die 
Justiz -, vor allem wenn gleichzeitig Rechte an 
einer größeren Zahl von Grundstücken übertra-
gen werden sollen, wie es insbesondere häufig 
bei Leitungsrechten für Energieversorgungs

- 

3.

und Wasserleitungen der Fall ist. Es muß der ak-
tuelle Inhalt des Grundbuchs festgestellt werden; 
hierfür sind häufig Grundbuchabschriften erfor-
derlich. Die Berechtigten haben Namen und An-
schrift der gegenwärtigen Eigentümer der bela-
steten Grundstücke zu klären. Die zuständigen 
Behörden prüfen, ob die Voraussetzungen des 
§ 1059a Nr. 2 BGB vorliegen, und müssen an-
schließend den Grundstückseigentümern Gele-
genheit zur Stellungnahme geben. In einem er-
heblichen Teil der Fälle stellen sich dann die An-
schriften der Grundstückseigentümer als nicht 

mehr zutreffend heraus. Wenn sich Grundstücks-
eigentümer äußern, ist eine Antwort notwendig, 
die aber praktisch nur zum Ziel hat, Mißverständ-
nisse auszuräumen. Die abgegebene Feststel-
lungserklärung, die einen (Justiz-)Verwaltungs-
akt darstellt, ist den Grundstückseigentümern 
schriftlich bekanntzugeben. 

Die Verfahren zur Abgabe der Feststellungs-
erklärung haben oft einen erheblichen Umfang. 
Wenn, wie es immer wieder vorkommt, in der 
Energiewirtschaft Teile von Leitungsnetzen über-
tragen werden, können leicht Tausende von 
Grundstücken betroffen sein. Ein Verfahren 
solchen Ausmaßes kann über mehrere Jahre in 
wesentlichem Umfang die Arbeitskraft von Ver-
waltungskräften der zuständigen Behörde bin-
den. Die Vorbereitung und die Begleitung des 
Verfahrens verursachen für die übertragenden 
Unternehmen ebenfalls viel Arbeit und bringen 
nicht unerhebliche weitere Kosten mit sich. 

In den neuen Ländern spielen die Verfahren zur 
Abgabe der Feststellungserklärung zwar gegen-
wärtig noch keine erhebliche Rolle. Es ist jedoch 
mit Sicherheit vorauszusehen, daß sich dies dem-
nächst ändern wird. Durch § 9 des Grundbuch-
bereinigungsgesetzes (GBBerG) sind für Versor-
gungs- und Entsorgungsleitungen zahlreiche be-
schränkte persönliche Dienstbarkeiten begrün-
det worden. Insbesondere im Zuge der Neuglie-
derung der Stromversorgung werden in beträcht-
licher Zahl Übertragungen solcher Rechte not-
wendig werden, die in den Anwendungsbereich 
des § 1059a BGB fallen. 

4. Dem hohen Aufwand, den die Verfahren erfor-
dern, steht praktisch kein Nutzen gegenüber. 
Am Ende des Verfahrens wird stets die Fest-
stellungserklärung abgegeben. Ein negativer 
Abschluß des Verfahrens kommt nicht vor, weil 
jedenfalls bei der Übertragung von Leitungsrech-
ten und ähnlichen Rechten die Voraussetzungen 
des § 1059a Nr. 2 immer gegeben sind. 

Soweit es um die Übertragung eines Unterneh-
mensteils geht, werden zwar in der Literatur zum 
Teil an dieses Merkmal einengende Vorausset-
zungen geknüpft. So wird etwa verlangt, der zu 
übertragende Unternehmensteil müsse in der 
Regel selbständig einem wi rtschaftlichen Zweck 
dienen können (Staudinger/Frank, BGB, 13. Auf-
lage 1994, § 1059a Rn. 19 im Anschluß an von 
Spreckelsen, DJ 1938, 1985, 1986f.), oder es wer-
den Kriterien zum steuerrechtlichen Begriff des 
Teilbetriebes herangezogen, nämlich organisato-
rische Selbständigkeit und eigene Lebensfähig-
keit (MünchKomm/Petzold, BGB, 2. Auflage, 
§ 1059a Rn. 5). Die Praxis ist solchen Stimmen zu 
Recht nicht gefolgt. Steuerrechtliche Kriterien, 
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die mit der Versteuerung eines Veräußerungs-
gewinns zusammenhängen, haben mit der Frage, 
ob es sachgerecht ist, die Übertragung eines 
Nießbrauchs oder einer beschränkten persön-
lichen Dienstbarkeit zuzulassen, nichts zu tun. 
Ebenso wenig ist es sinnvoll, auf organisatorische 
oder wirtschaftliche Selbständigkeit oder selb-
ständige Entwicklungsfähigkeit abzustellen, 
wenn Unternehmensteile übertragen werden, 
die weder beim abgebenden Unternehmen selb-
ständig waren, noch beim aufnehmenden Unter-
nehmen selbständig werden sollen (ebenso 
Wessel, DB 1994, 1605). Dementsprechend stellt 
die Praxis keine Anforderungen an den Begriff 
„Teil eines Unternehmens". 

4. Nach der gegenwärtigen Rechtslage läßt sich der 
hohe Aufwand, der mit den Verfahren zur Ab-
gabe der Feststellungserklärungen verbunden 
ist, nicht vermeiden. 

In vereinzelten Fallen mag es zwar möglich sein, 
ohne das Feststellungsverfahren nach § 1059 a 
Nr. 2 auszukommen, wenn nämlich der Sachver-
halt eine übertragende Umwandlung (vgl. § 123 
des Umwandlungsgesetzes) zuläßt, so daß das 
eingetragene Recht im Rahmen der bei der Um-
wandlung stattfindenden Gesamtrechtsnach-
folge gemäß § 1059a Nr. 1 auf den übernehmen-
den Rechtsträger übergeht. In der weit überwie-
genden Zahl aller Fälle entspricht ein solcher 
Weg aber nicht den tatsächlichen und recht-
lichen Bedürfnissen. Insbesondere bei der Neu-
abgrenzung der Versorgungsgebiete von Ener-
gieversorgungsunternehmen wäre nicht die Aus-
gliederung von Vermögensteilen oder die Ab-
spaltung eine sachgerechte Gestaltung, sondern 
es ist der Verkauf von Leitungen einschließlich 
der zugehörigen Leitungsrechte geboten. 

5. Der mit dem Feststellungsverfahren verbundene 
Aufwand kann vermieden werden, wenn auf die 
in § 1059a Nr. 2 enthaltenen Voraussetzungen 
„Übertragung eines Unternehmens oder eines 
Teils eines solchen Unternehmens" und „den 
Zwecken des Unternehmens oder des Teiles des 
Unternehmens zu dienen geeignet" verzichtet 
wird. 

Ein solcher Verzicht ist jedenfalls für be-
schränkte persönliche Dienstbarkeiten sachge-
recht, die mit dem Sammelbegriff „Leitungs-
rechte" beschrieben werden können. Für solche 
Dienstbarkeiten, die Leitungen für Elektrizität, 
Gas, Fernwärme, Wasser, Abwasser oder Tele-
kommunikation zum Gegenstand haben, ist es 
kennzeichnend, daß die Leitungen sich über 
eine Vielzahl von Grundstücken erstrecken, auf 
denen Rechte mit übereinstimmendem Inhalt 
ruhen. Die Leitungen dienen insgesamt einer 
Vielzahl von Nutzern, und für die betroffenen 
Grundstückseigentümer ist es nach der objek-
tiven Interessenlage bedeutungslos, welchem 
Unternehmen die Leitung gehört und wer In-
haber der Dienstbarkeit ist. Eine vergleichbare 
Situation besteht für Straßenbahn- und Eisen-
bahnanlagen, die sich auf fremden Grundstük

-

ken befinden und durch beschränkte persön-
liche Dienstbarkeiten abgesichert sind. 

Für Leitungsrechte konnte in jahrzehntelanger 
Rechtspraxis festgestellt werden, daß die Voraus-
setzungen des § 1059a Nr. 2 immer und ohne 
jede Ausnahme gegeben sind, so daß die nach 
dieser Vorschrift erforderlichen Verfahren zur 
Abgabe der Feststellungserklärung im Ergebnis 
ohne Nutzen sind. 

Der Entwurf will deshalb diese Rechte in der 
Hand von juristischen Personen ohne weitere 
Voraussetzungen übertragbar machen. Insoweit 
haben sich die Grundstückseigentümer schon 
bisher darauf einrichten müssen, daß die einge-
räumte Berechtigung ohne zeitliche Begrenzung 
besteht, weil juristische Personen grundsätzlich 
auf Dauer angelegt sind. Eine dera rtige Rege-
lung ist auch im Hinblick auf die berechtigten 
Interessen der Grundstückseigentümer unbe-
denklich. Es ist für sie ohne Bedeutung, ob etwa 
ein Leitungsrecht dem einen oder dem anderen 
Unternehmen zusteht. 

Da bei der Übertragung dera rtiger Rechte auch 
nach bisherigem Recht die Voraussetzungen des 
§ 1059a Nr. 2 immer gegeben sind, werden mit 
der vorgesehenen Änderung keine zusätzlichen 
Übertragungsmöglichkeiten geschaffen und die 
Rechte der Grundstückseigentümer nicht gemin-
dert. 

Mit der Neuregelung werden alle Bereiche er-
faßt, in denen die Vorschrift des § 1059a Nr. 2 
bislang für die zuständigen Behörden und die 
übertragenden Unternehmen einen hohen Auf-
wand verursacht hat. Es soll davon abgesehen 
werden, die Neuregelung auch auf sonstige be-
schränkte persönliche Dienstbarkeiten sowie auf 
Nießbrauchsrechte und dingliche Vorkaufsrechte 
zu erstrecken. Insoweit läßt sich angesichts viel-
fältiger tatsächlicher Gestaltungsmöglichkeiten 
nicht sicher ausschließen, daß anderenfalls auch 
Sachverhalte erfaßt würden, die besser weiterhin 
im Rahmen des § 1059a Nr. 1 und 2 geprüft wer-
den. 

6. Das bisherige Feststellungsverfahren nach § 1059 a 
Nr. 2 hat zwar gerade bei Leitungsrechten den 
Vorteil, daß gelegentlich unzutreffende Grund-
bucheintragungen entdeckt werden, z. B. wenn 
bei einer Grundstücksteilung das Recht auch auf 
solche Grundstücksteile übertragen worden ist, 
die von dem Recht nicht betroffen sind. In Einzel-
fällen kann sich im Feststellungsverfahren auch 
ergeben, daß die Löschung eines Rechts eingelei-
tet werden kann, das nicht mehr benötigt wird. 
Dies sind jedoch lediglich - positive - Neben-
effekte, die es keineswegs rechtfertigen, das Er-
fordernis der Feststellungserklärung im bisheri-
gen Umfang beizubehalten. Wenn der Übertra-
gung von Rechten kein Feststellungsverfahren 
mehr vorausgeht, bietet die Umschreibung der 
Rechte eine ebenso geeignete Möglichkeit, Be-
reinigungen oder Berichtigungen des Grund-
buchs zu veranlassen. 
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7. Gegenwärtig ist umstritten, ob bei der Bestellung 
eines Nießbrauchs oder einer beschränkten per-
sönlichen Dienstbarkeit von vornherein die mit 
§ 1059 a geschaffenen Übertragungsmöglich-
keiten mit dinglicher Wirkung ausgeschlossen 
werden können (vgl. Staudinger/Frank, BGB, 
13. Auflage 1994, § 1059a Rn. 7 mit weiteren 
Nachweisen). Die hier in Rede stehende Geset-
zesänderung gibt keinen hinreichenden Anlaß, 
diese Streitfrage für den neuen § 1092 Abs. 3 
durch eine ausdrückliche Regelung zu entschei-
den. Die Frage kann unbedenklich weiterhin 
Lehre und Rechtsprechung überlassen bleiben, 
nachdem das Thema sich bislang nicht als prak-
tisch bedeutsam erwiesen hat. 

8. Nach heute allgemeiner Meinung ist § 1059 a 
BGB auf die Offene Handelsgesellschaft (OHG) 
und die Kommanditgesellschaft (KG) entspre-
chend anzuwenden (BGHZ 50, 307, 310; Münch-
Komm/Petzold, BGB, 2. Auflage, § 1059a Rn. 2; 
Staudinger/Frank, BGB, 13. Auflage 1994, § 1059 a 
Rn. 3 mit weiteren Nachweisen; anderer Auffas-
sung früher: Wolf/Raiser, Sachenrecht, 10. Bear-
beitung, § 118 I 1 Fn. 1 a). Auch im Rahmen des 
neuen § 1092 Abs. 3 wird eine Gleichbehandlung 
der OHG und der KG mit juristischen Personen 
sachgerecht sein. Es erscheint jedoch nicht gebo-
ten, die OHG und die KG ausdrücklich in den 
Gesetzestext aufzunehmen. Zum einen wäre der 
Regelungsaufwand relativ hoch. Zum anderen 
könnte der Eindruck entstehen, es sei beabsich-
tigt, für weitere Vorschriften, die ebenfalls nur 
juristische Personen nennen, eine analoge An-
wendung auf OHG Und KG auszuschließen. 

Ferner brauchen Partnerschaftsgesellschaften im 
Gesetzestext nicht gesondert genannt zu wer-
den. Da nach § 7 Abs. 2 des Partnerschaftsge-
sellschaftsgesetzes vom 25. Juli 1994 (BGBl. I 
S. 1744) auf Partnerschaften § 124 des Handels-
gesetzbuchs entsprechend anzuwenden ist, kann 
davon ausgegangen werden, daß Partnerschaf-
ten in diesem Zusammenhang ebenso behandelt 
werden wie die OHG. 

9. Die Neuregelung soll auch bereits bestehende 
Berechtigungen erfassen. Nur so kann der ange-
strebte Entlastungseffekt rasch erreicht werden. 
Die Einbeziehung dieser bestehenden Rechte ist 
sachlich gerechtfertigt, weil alle erfaßten Dienst-
barkeiten schon nach der geltenden Regelung in 
jedem Fall auch ohne Zustimmung der Grund-
stückseigentümer übertragen werden konnten. 
Es fällt lediglich das Feststellungsverfahren weg, 
das aber den Grundstückseigentümern tatsäch-
lich keinen Vorteil gebracht hat. Übergangsvor-
schriften sind deshalb nicht erforderlich. 

10. Die vorgesehene Änderung bewirkt durch den 
Wegfall der Feststellungsverfahren bei den zu-
ständigen Behörden - zumeist bei den Landge-
richten - eine Arbeitsentlastung, die spürbar sein 
wird. Bei den beteiligten Wirtschaftsunternehmen 
ergibt sich ebenfalls eine Arbeitsentlastung und 
eine weitere Kostenentlastung, weil keine Grund-
buchabschriften mehr beschafft werden müssen. 

Die Änderung erleichtert zwar die Übertragung 
der in Rede stehenden Rechte. Gleichwohl ist 
nicht damit zu rechnen, daß die Zahl solcher 
Übertragungen steigen wird. Auch nach der 
Änderung wird der Aufwand einer Übertragung 
noch so hoch sein, daß die Rechtsinhaber sich zu 
einem solchen Schritt nur dann entschließen wer-
den, wenn er ihnen zwingend erscheint. Eine 
stärkere Belastung der Grundbuchämter ist des-
halb nicht zu befürchten. 

Für die zuständigen Behörden fallen als Ein-
nahme die - ohnehin nicht kostendeckenden - 
Gebühren für die Feststellungserklärungen weg. 
Insgesamt tritt damit infolge Vereinfachung eine 
Kostenentlastung ein, die allerdings nicht näher 
quantifiziert werden kann. Auswirkungen auf 
die Verbraucherpreise sind angesichts der Grö-
ßenordnung nicht zu erwarten. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (§ 1092 Abs. 3 - neu - BGB) 

Bestimmte Gruppen von beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeiten sollen in der Hand von juristischen 
Personen - abweichend von § 1059 Satz 1 und über die 
Regelung in § 1092 Abs. 2 in Verbindung mit § 1059a 
hinausgehend - übertragbar gemacht werden, ohne 
daß weitere Voraussetzungen vorliegen müßten. 

Wenn die Dienstbarkeiten einen der in der Vorschrift 
näher beschriebenen Inhalte haben, soll die Übertra-
gung insbesondere nicht von den in § 1059a Nr. 2 
enthaltenen Tatbestandsmerkmalen abhängen. Des-
halb entfällt die dort  vorgeschriebene Feststellungs-
erklärung. Ob eine beschränkte persönliche Dienst-
barkeit die Voraussetzungen des neuen § 1092 Abs. 3 
erfüllt, kann das Grundbuchamt allein nach dem In-
halt der Grundbucheintragung feststellen. 

Die Beschreibung der Gruppen von Dienstbarkeiten, 
die unter die neue Vorschrift fallen, ist aus sich her-
aus verständlich. Sie knüpft im wesentlichen an § 9 
Abs. 1 und 9 GBBerG an. Gegenüber dieser Vor-
schrift ist die Beschreibung - ohne inhaltliche 
Abweichung - im Hinblick auf die andere Funktion 
gestrafft. Für die Zwecke der vorliegenden Regelung 
braucht - anders als in § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG - 
nicht hervorgehoben zu werden, daß auch Teile der 
Anlage, die nicht Leitung im engeren Sinne sind, 
aber der Fortleitung unmittelbar dienen (z. B. Um-
spann- und Pumpstationen), miterfaßt werden. Eben-
so ist es im vorliegenden Zusammenhang nicht erfor-
derlich, entsprechend § 4 Abs. 1 Satz 2 der Sachen-
rechts-Durchführungsverordnung zum Ausdruck zu 
bringen, daß der Beg riff „Fortleitung" die Förderung 
und Sammlung mit einschließt. 

Da auch die bestehenden Rechte von der Neurege-
lung erfaßt werden sollen, ist eine Überleitungsvor-
schrift nicht erforderlich. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Die Neuregelung soll 14 Tage nach der Verkündung 
in Kraft treten. Einer längeren Übergangszeit bedarf 
es nicht. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag in der 
Sache uneingeschränkt zu. Der redaktionellen Ge-
staltung der Vorschrift vermag sie dagegen nur ein-
geschränkt zuzustimmen. Die Einschränkung betrifft 

1. die Behandlung der Personengesellschaften, 

2. die Beschreibung des Dienstbarkeitenzwecks 
„Fortleitung von Energie" und 

3. die Aufnahme von Dienstbarkeiten für Produkten-
leitungen. 

Zu Nummer 1 

Mit dem Bundesrat ist die Bundesregierung der An-
sicht, daß der neue § 1092 Abs. 3 BGB ebenso wie die 
§§. 1059a bis 1059e BGB nicht nur für juristische Per-
sonen, sondern auch für Personengesellschaften gel-
ten sollte, die mit der Fähigkeit ausgestattet sind, 
Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten einzuge-
hen. Entgegen dem Bundesrat ist die Bundesregie-
rung aber der Meinung, daß das im Text der Vor-
schrift auch zum Ausdruck kommen und nicht der 
Auslegung überlassen bleiben sollte. Das würde 
zwar auch eine Klarstellung dieses Sachverhalts in 
den §§ 1059 bis 1059e BGB und weiteren Vorschrif-
ten erfordern. Dies wäre aber mit einem vertretbaren 
Aufwand möglich. 

Zu Nummer 2 

Der Dienstbarkeitenzweck „Fortleitung von Energie" 
umfaßt immer auch die dazugehörigen Anlagen, die 
der Fortleitung unmittelbar dienen. Dies wird in den 
Bestellungsurkunden immer auch ausdrücklich er-
wähnt. Daran anknüpfend hat der Gesetzgeber in § 9 
Abs. 1 Satz 1 des Grundbuchbereinigungsgesetzes 
dies als Inhalt der Dienstbarkeit ausdrücklich er-
wähnt. Würde man in dem neuen § 1092 Abs. 3 BGB 
diese Nebenanlagen unerwähnt lassen, könnte dies 
zu dem Umkehrschluß veranlassen, sie seien nicht er-
faßt. Das ist aber nicht gewollt und wäre auch nicht 
sachgerecht. Dem ließe sich durch eine entsprechen-
de Klarstellung begegnen. 

Zu Nummer 3 

Ebenso wie bei Anlagen zur Fortleitung von Energie 
liegt es bei Produktenleitungen. Es handelt sich hier

-

bei um Leitungen, die Zwischenprodukte von einem 

Betrieb oder einem Betriebsteil zu einem anderen 
transportieren. Dies sollte deshalb einbezogen wer-
den. 

Die Bundesregierung schlägt daher vor, Artikel 1 des 
vorgeschlagenen Gesetzes ohne inhaltliche Ände-
rung wie folgt zu fassen: 

,Artikel 1 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 400-2, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 1059a wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-
fügt: 

„(2) Einer juristischen Person steht eine Per-
sonengesellschaft gleich, die mit der Fähigkeit 
ausgestattet ist, Rechte zu erwerben und Ver-
bindlichkeiten einzugehen (rechtsfähige Perso-
nengesellschaft)." 

2. In § 1059e, § 1061 Satz 2 und § 1098 Abs. 3 werden 
jeweils nach den Wörtern „juristischen Person" 
die Wörter „oder einer rechtsfähigen Personenge-
sellschaft" eingefügt. 

3. Dem § 1092 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Steht einer juristischen Person oder einer 
rechtsfähigen Personengesellschaft eine be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit zu, die dazu 
berechtigt, ein Grundstück für Anlagen zur Fo rt

-leitung von Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser 
oder Abwasser einschließlich aller dazugehörigen 
Anlagen, die der Fortleitung unmittelbar dienen, 
für Telekommunikationsanlagen, für Anlagen zum 
Transport  von Produkten zwischen Betriebstätten 
eines oder mehrerer Unternehmen oder für Stra-
ßenbahn- oder Eisenbahnanlagen zu benutzen, so 
ist die Dienstbarkeit übertragbar. Die Übertragbar-
keit umfaßt nicht das Recht, die Dienstbarkeit 
nach ihren Befugnissen zu teilen. Steht ein An-
spruch auf Einräumung einer solchen beschränk-
ten persönlichen Dienstbarkeit einer der in Satz 1 
genannten Personen zu, so ist der Anspruch über-
tragbar. Die Vorschriften der  §§  1059b bis 1059d 
gelten entsprechend. " 


